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Einleitung 

Seit dem Erwachen des Umweltbewußtseins gegen Ende der 60er 
Jahre1 werden immer mehr Stimmen laut, die einen verstärkten 
Schutz unserer Natur und Umwelt fordern.  Veröffentlichungen,  die 
vor einer Zerstörung unserer Umwelt warnen, haben in breiten Be-
völkerungsschichten Aufmerksamkeit  erregt und Zustimmung gefun-
den. Besonders in der Fachpresse werden die heutigen Maßnahmen 
zur Erhaltung unserer Umwelt als unzureichend verurtei l t und es 
wi rd zu einem vermehrten Schutz aufgerufen. 

Diese Aufrufe  sind in der Zeit des stärkeren Umweltbewußtseins 
nicht erfolglos geblieben. Besonders in der Flut neuer Vorschriften 
zum Umweltschutz zeigt sich, daß auch der Gesetzgeber in höherem 
Maße der Erhaltung unserer Umwelt Aufmerksamkeit  zollt. 

Im Bereich des Naturschutzes, wo 1976 das Bundesnaturschutzgesetz 
das revisionsbedürftige  Reichsnaturschutzgesetz von 1935 ablöste, hat 
sich eine intensive gesetzgeberische Akt iv i tä t auch auf Länderebene 
entwickelt. 

Aber auch die historische Umwelt ist ebenso bedroht wie die natür-
liche Umwelt2 . Während in der Zeit des Baubooms der 50er, 60er und 
frühen 70er Jahre allein das „Moderne" erstrebenswert war, besinnt 
man sich heute, auch bei der Schaffung  des Neuen in der Architektur, 
immer mehr der alten Werte. Damit einher geht ein stärkeres Inter-
esse der Bevölkerung am Denkmalschutz. 

Während in früherer  Zeit primär Kirchen, Klöster, Schlösser, Dome, 
Patrizierhäuser und sonstige kunsthistorisch bedeutende Einzelobjekte 
geschützt wurden, hat das wandelnde Geschichtsbewußtsein dazu ge-
führt,  daß heute ebenso bäuerliche Dorfkerne,  Arbeitersiedlungen und 
Industriebetriebe auch der jüngsten Vergangenheit3 schutzwürdig er-
scheinen. Damit werden aber bedeutend mehr Objekte vom Denkmal-
schutz betroffen  als früher. 

1 Dazu: Kolodziejcok/Recken:  Naturschutz, Landschaftspflege  und einschlä-
gige Regelungen des Jagd- und Forstrecht, 1100 Vorbem. zum BNatSchG, I I , 
Rdnr. 10. 

2 So Eberl/Schiedermair/Petzet:  Bayerisches Denkmalschutzgesetz, Einl. A , 
S. 3. 

3 Ebd., Einl. A , S. 3. 

2 Parodi 
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Auch im Bereich des Denkmalschutzes sind die Gesetzgeber auf Lan-
desebene in den letzten 5—10 Jahren vermehrt akt iv geworden. Hier 
hat sich jedoch die Einsicht i n die Notwendigkeit einer bundeseinheit-
lichen Regelung noch nicht durchsetzen können. 

Mi t einem intensiveren Schutz von historischer und natürlicher Um-
welt geht die Frage einher, inwieweit dieser Schutz vom Eigentümer 
ohne Entschädigung durch die öffentliche  Hand verlangt werden kann. 
Je detaill ierter und umfassender die Maßnahmen zum Erhaltensschutz 
werden, desto näher rücken sie an die Schwelle zur Enteignung. 

Während sich früher  die Gerichte mi t Pauschalaussagen wie: „Das 
Reichsnaturschutzgesetz erfül l t  nicht den Tatbestand der Enteignung"4 

der Abgrenzungsproblematik entziehen konnten, bedarf  es heute einer 
detail l ierten Dogmatik, um dem Eigentümer zwar eine sinnvolle, not-
wendige und gerechte Mithi l fe, aber keine rechtswidrige Enteignung 
abzuverlangen. 

Von seiten der Rechtsprechung wurde bereits Mit te der 50er Jahre 
versucht, dieses Problem — sowohl im Natur- als auch im Denkmal-
schutz — mittels der Theorie der Situationsgebundenheit zu lösen. Trotz 
anfänglicher Euphorie der Rechtslehre hat diese Theorie aber nicht das 
erfüllen können, was man von ihr erwartet hat. 

Noch heute ist die Abgrenzung Eigentumsbindung — Enteignung 
besonders in der praktischen Anwendung ein umstrittener und vager 
Bereich, fern jeder Rechtssicherheit. 

Unschärfen des Eigentums- und Enteignungsbegriffs  haben dazu 
geführt,  daß besonders im Bereich des Umweltschutzes, wie ζ. B. im 
Wasser-, Forst-, Natur- und Denkmalschutzrecht salvatorische Ent-
schädigungsregelungen normiert wurden, die, wie Felix Weyreuther 5 

zu Recht krit isiert, geeignet sind, den vom Grundgesetz vorgesehenen 
Eigentumsschutz unzulässig zu verkürzen. 

Unsicherheiten beim Bürger und Gesetzgeber führen immer mehr 
zur Inanspruchnahme der Gerichte, die gezwungen werden, zu der 
sehr umstrittenen und höchst politischen Frage des Eigentumsschutzes 
Stellung zu beziehen. 

4 So z. B. OVG Münster DVB1. 1952, 534. 
5 Weyreuther:  Uber die Verfassungswidrigkeit  salvatorischer Entschädi-

gungsregelungen i m Enteignungsrecht. Dazu Leisner,  DVB1. 1981, 76 ff.  (77), 
der allerdings i m Unterschied zu Weyreuther den enteignungsgleichen Ein-
gr i f f  für die Unsicherheit i m Enteignungsrecht verantwort l ich macht. 



Erstes  Kapitel 

Problemlage 

A. Die Entwicklung der Theorie der Situationsgebundenheit 

I. Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 

1. Das Griinflächenurteil 

Seit der Ausdehnung des Enteignungsbegriffs  auf Beschränkungen 
durch die öffentliche  Hand und dem Abgehen vom Kr i ter ium der 
„Übereignung" der klassischen Enteignungstheorie ist die Abgrenzung 
Eigentumsbindung — Enteignung zur Kernfrage  im Eigentumsrecht ge-
worden. 

A m 20. Dezember 1956 führte der Bundesgerichtshof in seinem Grün-
flächenurteil 1 zum ersten Mal das Kr i ter ium der Situationsgebunden-
heit ein, das richtungsweisend für die gesamte Rechtsprechung zum 
Natur- und Denkmalschutz werden sollte. 

Im zu entscheidenden Fall forderte  ein Grundstückseigentümer Ent-
schädigung für die Aufnahme seines bisher landwirtschaftlich genutz-
ten, stadtnahen Grundstücks in ein vom Siedlungsverband Ruhrkohle-
bezirk aufgestelltes Grünflächenverzeichnis.  Seine Klage begründete 
er damit, daß eine einer Enteignung gleichkommende Eigentumsbe-
schränkung vorliege. Diese sei mi t einer Entschädigung in Höhe der 
Differenz  zwischen dem ortsüblichen Kaufpreis für Bauland und dem 
Wert für Ackerland abzugleichen. 

Obwohl der Bundesgerichtshof die Aufnahme des Grundstücks in das 
Grünflächenverzeichnis  als Bauverbot ansah, verneinte er dennoch die 
Voraussetzungen einer entschädigungspflichtigen Enteignung. Ein die 
Enteignung kennzeichnender Verstoß gegen den Gleichheitssatz liege 
dann nicht vor, wenn eine Differenzierung  hinsichtlich verschiedener 
Personengruppen sich durch unterschiedliche tatsächliche Verhältnisse 
und der vorliegenden Situation rechtfertige. 

Dem klägerischen Grundstück wohne durch seine Bedeutung für die 
Gesundheit und Erholung der in der Nähe wohnenden Stadtbevölke-

1 Β GHZ 23, 30 = NJW 1957, 538 = W M 1957, 290 = DVB1. 1957, 356 = 
DÖV 1957, 209. 
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